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I. Einleitung. 



Das Recht hat an d'er'Lösang dei* grossen Aufgaben, die 
dem menöchliehen Geschlechte gestellt sind, mitzuhelfen. In An- 
sehung dieses seines Zweckes känii es nicht ^in festöö und unver- 
änderliches sein, sondern wie alles in der WeW in fortwährendem 
Entwicklungsprocesse begriffen ist, so ist auch das Recht iii 
stetem Flusse. ... 

Wir dürfen uns die Rechtsidee und ihre obersten Maximen 
nicht denken als etwas absolut Peststehendes, für alle Zeiten und 
Völker' unTerändcrlich Mäassgebendes. Die Rechtsidee ist, wie 
die sittliche Idee, eine' verschiedene bei verschiedenen Völkern, 
zu verschiedenen Zeiten, sie verändert sich, erweitert sich. Wie 
sie einen maassgebenden* Eihflüss ausübt auf d^s Werden und 
Vergehen der einzelnen rechtlichen Verhältnisse, so wirken auch 
diese hinwiederum bestitnmend auf die Rechtsidee ein. 

Es ist also auch das römische Recht, so tief und ganz seine 
Erkenntniss der Rechtsidee und ihrer obersten Gründsätze war, 
das Recht eines bestimmten Volkes, einer bestimmten Zeit, nicht 
das Recht; nicht das llecht x«r ^^ojrijv^ als was man es nament- 
lich zur Zeit seiner Receptiott in Deutschland und auch späterhin 
noch vielfach gerne* auffasste. i) ' • 

So sind dienn viele sefner Bestimmungen im Laufe der Zeit 
obsolet geworden; viele seiner Grundsätze haben mit den verän- 
derten Zeit- und Lebensanschauungen die mannigfacliöten Modi- 
ficationen erfahren, sind erweitert und beschränkt worden. Neue 
Gesichtspunkte thaten sich auf; der Mensch dehnte seine Wirk- 
samkeit und seine 'Arbeit aus auf neue Gebiete; neue Verhält- 
nisse riefen dem Bedürfniss der Durchbrechung manches alten 
Rechtsprincips. 



*) Cf. Stobbe: Geschichte der deutsch. Rechtsqu., I. 640. 
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Principien, die der Römer streng wahrte und von denen er 
nur ängstlich und auf Umwegen Ausnahmen gestattete, greifen 
wir an und durchbrechen sie. 

Abgesehen von der Haftung des pater famiUas für Hand- 
lungen seiner Familienglieder und <Jes dominus für Handlungen 
seines Sclaven erschien es dem romiÄchea Juristen als etwas ganz 
Abnormes, in einzelnen Ausnahmefallen von' dem Grundsatze, 
dass für aussercontractliche rechtswidrige Handlungen nur der 
unmittelbare Urheber hafte, abzuweichen und eine Schadenersatz- 
pflicht zu stafuiren für Personen, denen ein directes Verschulden 
zwar nicht nachgewiesen und zur Last gelegt werden kann, deren 
Verpflichtung zum JSrsatz aber das unabweialiche Erforderniss 
eines sichern Verkehres ist. 

Es bedurfte der Fiction, um z. B. die bekannte, besondere 
Haftpflicht der Gast- und Stallwirthe und der Schiffer ^ fü^ schä- 
digende Handlungen ihrer Angestellten, begangen bei Ausübung 
der Berufethätigkeit, zu begründen; ebenso zur Begründung der 
Haftpflieht eines Hausbewohners für den Fall der actio de effusis 
et dejectis. ^ Das römische Recht nimmt Fahrlässigkeit der ge- 
nannten Personen an bei der Auswahl ihrer Angestellten- resp. 
bei Ueberwachung 4^s Hauses und seiner Bewphner, un^ au« 
dieser Fahrlässigkeit wird ihre Haftpflicht als eine obligatio quasi 
ex delicto abgeleitet. 

Das Princip, dags Niemand für unverschuldeten Schaden 
Ersatz zu leisten brauche, von welchem also das römische Recht 
nur einzelne Ausnahmen gestattet^, erfuhr eine durchgreifende 
Aenderung im französischen Recht. Was im römischen Recht Aus- 
nahme war, wird im französischen Recht zur Regel. Es wird ein 
Verschulden angenommen, so lange nicht der Beweis des Gegen- 
theils erbracht ist, ja es wird sogar in gewissen Fällen dieser 
Gegenbeweis nicht einmal zugelassen. 

Art, 1384 des Code civil sagt: 

jfOn est resjfonsable non-seulement du dommage que 
Von cause par son propre fait, mais encore de cdui qui 
est causi par le fait de personnes dont on doit ripondre»^ 



* § 3. J. 4. 5. Windsch. d. Fand. II. § 457 N. 2; § 454 N. 5. 
« § 1. J. 4. 5. Wlndech. a. a. 0. II. § 457 N. 1. 
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Es haften nach Art. 1384 der Vater, und nach dem Tode 
des Mannes die. Mutter für den Schaden, welchen ihre minder- 
jährigen bei ihnen wohnenden Kinder verursacht haben ; Lehrer 
und Handwerker für den Schaden, welchen ihre Zöglinge und 
Lehrlinge während der Zeit, wo dieselben unter ihrer Aufsicht 
sind, verui^sächt haben ^- wenn sie nicht beweisen, dass sie die 
Handlung^ welche diese Verantwortlichkeit veranlasst, nicht ver- 
hindern kouAten. 

Dann geht aber das Gesetz noeh viel weiter: 

^Les mattres et les commettcmts — ^ sont respon- 

sable$ — du dommage ccmsi par leürs domesHques et 

pr^osh dans les fonctions auxquelles üs les mt em* 

playis.^ 

Die Meister und Auftraggeber haften unbedingt für den von 

ihren Arbeitern u. s. w. im Dienste verursachten Schaden; es 

befreit sie von dieser Haftpflicht selbst nicht der Nachweis, dass 

sie die schädigende Handlung nicht verhindern konnten. 

Dieser Nachweis hilft nur den Eltern, Lehrern und Hand*- 
werkern; ^Us mattres et les comntetiants"' sind im letzten Alinea 
des cit, Artikels nicht genannt: 

jfLa responsabilüS ci-dessus a Heu, ä moins que 
les ph-e et mire, rinsUtuteurs ei artisans ne. protivent, 
qu^ils n'ont pu empecher le fait qui donne Iku ä cette 
responscMlitL^ 
Bekanntlich gilt das !ß^cht des Code civil in einigen Landes- 
gegenden der Schweiz sowohl als Deutschlands ; die übrigen Par- 
ticularrechte dieser Länder und das jene beherrschende gemeine 
deutsche Civilrecht blieben bezüglich des erwähnten Grundsatzes 
betreffend die Schadenersatzpflicht auf dem Standpunkt des rö- 
mischeil Rechtes. Die dort schon gemachten Ausnahmen abge- 
rechnet, haftet also kein Unternehmer für Schäden, welche durch 
seine Leute (Angestellte, Arbeiter) herbeigeführt werden, wenn 
ihm nicht ein eigenes Verschulden nachgewiesen werden kann, 
sei es in der Auswahl seiner Organe, sei es in der Controle und 
Beaufsichtigung derselben (culpa in eligendo vel inspicimdo). 

Erst unsere Zeit, unsere Zeit der Eisenbahnen und Dampf- 
maschinen ist es, die ein unabweislich^s, dringendes Bedürfniss 
fühlte zur Durchbrechung dieses Princips. 
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Die Gefährlichkeit, welche der Betrieb von Eisenbahnen, die 
Gefährlichkeit, welche die Arbeit in den Fabriken, in Bergwer- 
ken u. 8. w. im Gefolge hat, die zahlreichen Fälle von Tödtuhgen 
und Körperverletzungen, die bei den genannten Unternehmungen 
vorkommen, veranlassten in der Schweiz und in Deutschland zum 
Erlass besonderer, von dem erwähnten gemeinrechtliehen Grünfd* 
satz abweichender Gesetze \ Und wenn auch diese Bestimmung 
gen noch als Ausnahmegesetze zu betrachten sind, so ist Äöeh 
damit das Princip durchbrochen und einer definitiven Gesetz- 
gebung der Weg gezeigt. 

Die betreffenden Gesetze weichen in ihren Bestimmungen 
so weit von dem gemeinrechtlichen Principe ab, dass z. B. der 
Geschädigte einen Anspruch hat gegen einen Eisenbahnunter- 
nehmer, nicht nur ohne dass er in einem contractlichen Verhält- 
niss zu ihm steht, sondern auch ohne dass er ihm oder seinen 
Betriebsorganen ein Verschulden nachzuweisen braucht. Die ein- 
fache Thatsacho der Verletzung, wenn sie nur beim Betriebe der 
Eisenbahn stattgefunden hat, verpflichtet den Unternehnier zum 
Schadenersatz. Nur duröh den Beweis, dass der Unfall durch 
höhere Gewalt oder durch eigenes Verschulden des Geschädigten 
eingetreten sei, kann er sich von dieser Verpflichtung befreien. 

Es ist nicht die Annahme eines Delictes ödes Quasi delictes, 
welche diese Haftpflicht begründet, sondern durch Gesetz ist sie 
statuirt als obligatio ex lege. 

Nicht -in ihrem vollen Umfang wurde diese exorbitante 
Entschädigungspflicht der Eisenbahnuntemehmungen ausgedehnt 
auf den gefährlichen Betrieb der Fabriken. 

Zu untersuchen, wie sich die Haftpflicht aus Pabrikbetrieb 
bei Tödtungen und Körperverletzungen nach schweizerischem und 
deutschem Gesete gestaltet, soll die Aufgabe der nachfolgenden 
Abhandlung sein. 

Wir werden zunächst auf die Motive der schweizerischen 
und deutschen Gesetze und ihren gemeinsamen Oharacter als 



*) a. KeichBhaftpflichtgesetz betr. die . Verpflichtung zum Bcbadenersatt 
u. 8. w. vom 7. Juni 1871> 

b. Bundesgesetz betr. die Haftpflicht der Eisenbahn- und Dampfschiff- 
unternehmungen bei Tödtungen u. Verletzungen v. 1. Juli 75. 

c. Art. 5 d. Bundesges. betr. d. Arbeit in d. Fabriken v. 23. M&rz 1877. 
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« 

Ausnahmegesetze hinweisen. Dann schieben wir eine kurze Be- 
trachtung ein über den Begriff ^Fabrik*' und nachdem wir sodann 
die äussere Verschiedenheit der beiden Gesetze besprochen haben 
werden, wird es uns hauptsächlich darum zu thun sein, die we- 
sentliche Verschiedenheit des XJmfangs der in den Gesetzen sta- 
tuirten Haftpflicht hervorzuheben. 

Wir übersehen nicht, dass wit uns 'damit an eine wenig, 
oder — wenigstens bei uns — noch gar nicht bearbeitete Materie 
wagen. Es liegen uns auch keine Entscheidungen schweizerischer 
Gerichte vor. Dennoch wagen wir den Versuch — den Versuch 
sagen wir ausdrücklich; denn wir sind* uns sehr wohl bewusst, 
dass unsere Arbeit ein Versuch ist und bleibt; wir wissen, dass 
es grosser theoretischer und practiseher' Ausbildung und Erfah- 
rung bedarf zur Lösung solcher Fragen.* Es soll uns desshalb 
auch gentigen, wenn es uns nur gelingt, einigermassen die Grund- 
gedanken der Gesetze anzudeuten und zu beleuchten und auf die 
wesentlichsten Bestimmungen derselben aufmerksam zu macheh. 



.1 
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II, Sie schf eizerisclieB und deuiscliea I}eset2e8b6stiiniiuige& 

betreffend 

die Haftpflicht ans Fabrikbetrieb bei TSdtnngen und Verletzungen. 



1. Motive der Gtesetze und ihr Character als 

Ausnahmegesetze. 

Wir haben bereits in der Einleitung angedeutet, dass es 
die besondere Geßlhrlichkeit der Eisenbahnen, die besondere 
Gefährlichkeit der Arbeit in den Fabriken, Bergwerken u. s. w. 
war, welche das Bedürfniss wach rief nach Abänderung der 
gemeinrechtlichen Bestimmungen über die Schadensansprüche von 
Privatpersonen bei nicht von ihnen verschuldeten, durch diese 
Unternehmungen herbeigeführten Unglücksfällen. 

„Die Mängel — heisst es in den allgemeinen Motiven zum 
deutschen Haftpflichtgesetz ^ — die Mängel der bestehenden Ge- 
setzgebung sind in processualer Beziehung vornehmlich in der 
grossen Beschränkung des richterlichen Ermessens bei Ermitt- 
lung des Thatbestandes und Abschätzung des Schadens, soweit 
es das materielle Recht betrifft, aber darin gefunden, dass die 
Klage auf Ersatz nur gegen den unmittelbaren, in der Begel un- 
vermögenden Urheber gegeben w^ird, dass der Kreis der zur 
Entschädigungsklage berechtigten Personen zu sehr beschränkt, 
sowie dass das Maass der Entschädigung in der Regel unzuläng- 
lich sei und fast niemals einen ausreichenden Ersatz für die Ein- 
busse gewähre, welche dem Beschädigten aus seiner zeitigen oder 
dauernden Arbeitsunfähigkeit, beziehungsweise den Hinterlassenen 
durch den Verlust ihrers Ernährers erwachse. 



< Cf. G. Eger: Das Rei'xhshaftpfliclitgesetz. Breslau 1876. Einl. pag. XIX. 
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„Eine eingehende Erwägung hat zu der Ueberzeugung fub^ 
ren müssen, dass die Fortschritte der - Industrie ^lerdings Vör^ 
häläiisse geschaffen haben, denen gegenüber die allgemeinenf 
Grundsätze über die Verpflichtung zum Schadensersatz in den 
gedachten Fällen: nicht mehr für ausreichend dachtet wierderi 
können.*' 

„Wenn ^ es im Hinblick auf die in gleicher Proportion' mit 
der läitwicklung industrieller Anlagen sich mebrendeii Unglücks- 
fälle die Aufgabe der Reichsgesetzgebung ist, der körperiichen 
Integrität einen erhöhten Rechtsschutz zu verleihen, so mtiss dotib 
davon abgesehen werden, ein . generelle Rrfoym d«j? Grundsätze 
über die Verpflichtung zum Schadenersatz herbeizuführen. Ein 
so weit . geftteckte(s Ziel würde nur im Zasammenhang- init dem 
ganzen System des .Obligationenrechts sich erreichen lassen. Zui? 
Zeit wird es sich allein darum handeln köBnen,. im Wege eiö<efl 
Spefcialgese.tzesk Bestimmungen zu schafl*Qn^.um dei^jenigeuiy 
welche bei mit ungewöhnlicher Gefahr verbundenen Unt^rnehmh 
ungen an Leib, oder Leben beschädigt werden, beziehungsweise 
ihren Hinterbliebenen einen Ersatz des erlittenen Schadens . zu 
sichern/ 

Der schweizerische Bundesrath in seine» Botschaft ^ au di^ 
Bundesversammlung betrefi*end den Gesetzesentwurf über die Ar* 
beit in den Fabriken verweist auf die Motive zum deutschen 
Gesetz und fügt bei: 

„Was das jetzt geltende schweizerische Recht betrifft, so 
ist uns kein kantonales Gesetz über Fabrikwesen bekannt,, wel- 
ches über die Haftpflicht der Fabrikbesitzer für Verletzungen und 
Tödtungen von Arbeitern besondere Bestimmungen .enthielte. Iii 
allen Kantonen unterliegen vielmehr aus Thatsachen der genann- 
ten Art hergeleitete Schadenersatzansprüche den allgemeinen 
Grnndsätzjen des Civilrechtes über die Verpflichtung zum Scha- 
denersatz. 

Es gilt aber von den Civilrechten der Kantonej speciell der 
Kantone der deutschen Schweiz, in Beziehung auf diese Klagen 
und deren Behandlung, was oben von dem deutschen Rechte 



* Eger, a. a. 0. p. XXI. 

« Vom 6. Dez. 1875: Bundesblatt 1875, Bd. IV., pag. 941. f. 



— 14 — 

gesagt worden ist und es hat sich auch die schweizerische Qesetz- 
gebang der Nothwendigkeit nicht entziehen können, auf dem 
Oebiete des Schadensersatzes für die durch die moderne Industrie 
.yeränderten Verhältnisse veränderte Bechtsgrundsätze aufzustellen. 
Bezüglich der Schadensersatzansprüche in Folge von Tödtungen 
und Verletzungen beim Bau und Betrieb von Eisenbahn- und 
Dampfsebifffahrt- Unternehmungen ist dies geschehen durch das 
bekannte Bundesgesetz vom I.Juli 1875; der Art. 4 des vor- 
liegenden Gesetzes ^ ergänzt jenes Gesetz bezüglich der Ver- 
letzungen und Tödtungen in den Fabriken.^ 

An anderer Stelle * sagt der Bundesrath: ,,Es müssen über- 
haupt in den befruchtenden, unter Umständen aber auch verhee- 
heerenden Strom der ITabrikindustrie gewisse Dämme eingesetzt 
werden, welche, ohne das Gedeihen der Industrie zu hemmen 
und deren *Wohlthaten zu beeinträchtigen, den Nachtheilen und 
Gefahren vorbeugen, welche dieser moderne Gewerbsbetrieb in 
der Schweiz wie überall mit sich führt.'* 

Und weiter ^ : „Es wird darauf hingewiesen, dass, wenn 
Uebelstände bei der Fabrikarbelt sich finden, solche nicht min- 
der in den übrigen Gebieten der Arbeit vorhanden seien; dass 
Verletzungen und Tödtungen in andern Unternehmungen und in 
dem landwirthschaftlichen Betriebe nicht seltener vorkommen als 
in den Fabriken etc. 

„Wir antworten hierauf am kürzesten mit Aushebung einer 
Stelle eines kantonalen Berichts zu Fabrikvorschriften: Der Grund- 
gedanke, der dazu führen muss, den Staat in die specifische, in- 
dustrielle Thätigkeit eingreifen zu lassen, ist wohl der, dass auf 
industrielle Betheiligung angewiesene Individuen nach zwei Eich- 
tungen hin Kräften gegenüber stehen, denen sie für sich allein 
nicht gewachsen sind, in der einen Richtung den Kräften der 
Mechanik und Technik mit ihren Gefahren und der damit ver- 
bundenen Einrichtung in den Fabriken ; in der andern der Gewalt 
des Capitals.* 



* Entwui*f des Bundesrathes zu einem Gesetz betr. die Arbeit in den Fa- 
briken V. 2. Nov. 1875. B.-Bl. 1875, Bd. IV., p. 573 ff. 

* Bundesbl. 1875, Bd. IV., p. 925. 
» ibid. p. 930. 
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la soldier Weise wurde einem Bedürfniss Ausdruck gege- 
ben, das je länger je dringender wurde. Man Btand Verhältnissen 
gegenüber, die, den bisherigen Gresetzesbestimmungen entwachsen, 
einer neuen rechtlichen Regelung bedurften* Zwar theilte man 
diesen Standpunkt nicht allgemein. Es wurde- vielfach bestritten, 
dass die Sache, so grosse Eile habe, man vertröstete in Deutsch- 
land sowohl als in der Schweiz auf eine Bealisirung dieser B,e- 
strebuQgen durch die in Aussicht stehenden Codificationen des 
gesammten Qbligationenreohts und glaubte um so eher bis dahin 
zuwarten zu dürfen, als die Frage bei ihrer Schwierigkeit und 
Wichtigkeit doch noch wenig vorbereitet sei. 

Wurde der deutsche Gesetzesentwurf schliesslich auch mit 
grosser Majorität vom Reichstag angenommen, so war es doch 
gerade die Ausdehnung der ausnahmsweisen Haftpflicht auf den 
Fabrikbetrieb, gegen welche sieh die gewichtigsten Stimmen er- 
hoben hatten; namentlich wegen der Unbestimmtheit des Begriffes 
„Fabrik^, welche leicht die Möglichkeit zulasse, dass ein Fabrik- 
unternebmer der, strengern Haftpflicht unterliege, während bei 
andern Unternehmungen, die nicht zu den Fabriken gezählt wer- 
den, die aber doch erwiesenermaassen weit grössere Gefahren für 
Leib und Leben^ mit . sich brächten, dieselbe nicht zur Anwen- 
dung komme. 

Doch solche und ähnliche Bedenken vermochten nichts ; 
das Bedürfniss war einmal da, es liess sich nicht wegdisputiren. 
In materiell rechtlicher und in. prooessualischer Beziehung waren 
bei Behandlung der Frage nach der Schadenersatzpflicht, inson- 
derheit auf industriellem Gebiete, Uebelstände zu Tage getreten, 
die einer schnellen Abhülfe bedurften. Das geltende Recht mit 
seinen Bestimmungen reichte nicht aus, eine Besserung der be- 
»tehenden Zustände war zur dringendsten Nothwendigkeit gewor- 
deu. Ungewiss, wie lange eine generelle Reform auf sieh warten 
lasse, zog man vor, die brennende Frage auf dem Wege der 
Special* und Ausnabm^esetzgebung zu erledigen. In Deutsch- 
land wurden in § 2 des Hiaftpflichtgesetzes vom 7. Juni 1871 
auch die Fabriken äufgenjoaimen ; bei uns stellte man in Art. 5 
des Gesetzes betreffend die Arbeit in den Fabriken vom 23. März 
1877 diejenigen Grundsätze auf, welche bis zum Erlass eines 
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definitiven Bundesgesetzes über die Haftpflicht aus Fabrikbe- 
betrieb für den urlheilenden Richter maaasgebend sein sollen. 

Wir führen hier die betreffenden Gbesetzesstelleh, soweit sie 
uns vorläufig interessiren, im Wortlaute auf: 

% 2 de» Reichsgesetzesi lautet: 

„ W^ ein Bergwerk, einen Steinbruch, eine Gräberei (Örube) 
oder eine Fabrik betreibt, haftet, wenn ein Bevollmächtigter oder 
ein Repräsentant oder eine zur Leituüg oder Beaufsichtigußg des 
Betriebes oder der Arbeiter angenommene Person duilch ein Ver? 
schulden in Ausübung der Dienstverrichtungen den Tod oder die 
Körperverletzung eine» Menschen herbeigeführt hat, für den da- 
durch entstandenen Schaden,*' 

Art. 5 des Fabrikgesetzes: - . 

^a. Der Fabrikant haftet für den entstandenen Schaden, 
wenn ein Mandatar, Repräsenfetwt, Leiter oder, Aufseher der Fa- 
brik durch ein Verschulden: in Ausübung der Dienstverrichtung 
Verletisung oder Tod eines Angestellten oder Arbeiters herbeafiihrt. 

b. Der Fabrikant haftet glei<ihfall8, wenn, auchohne- ein 
solches specielles Verschulden , durch den Betrieb der Fabrik 
Körperverietzung oder Tod eines Arbeiters oder Angestellten 
herbeigeführt wird, sofern er nicht beweist, dass der Unfall durch 
höhere Gewalt oder eigenes Verschulden des Verletzten oder 
G^tÖdteten erfolgt ist^ > ^ 

2. I>ef* Begriff ^^FabriJe^^ in den beidm Gesetzen. 



• f 



Wenn wir von einler bfesondern Haftpflicht aus Fabrikbe- 
trieb sprechen: wollen, »so werden- wir uns vor alle» Dingem« dar»- 
über Rechenschaft geben müssen, was denn eigen4ilicb eine Fabrik 
sei. Der /deutsiehe G^esetigeber nimmt dieser Frage gegenüber 
eine andere Stellung ein alsi der schweizerische; nicht dass man 
in Deutschland; unter Fabrik etwas, awderes verstände, als in der 
Schweiz — ich denke, was die Bedeutungi des Wortes im ge- 
meinen Sprachgebrauch anbelangt, ist sie' b^derorts so ziemlich 
dieselbe; aber insofern weichen die beiden Gesetzgebungen aus- 
einander^ als wir in dem Bundesgesetz betreifend die Arbeit in 
den Fabriken eine Definition von Fabrik finden, während das 
Reichshaftpflichtgesetz eine solche nicht enthält. 
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Mag nun allerdings der Begriff „Fabrik** ein sehr unbe- 
stimmter und schwer zu definirender sein, so hat doch unseres 
Erachtens der schweizerische Gesetzgeber hier den richtigem 
Weg eingeschlagen : zu sagen, was er unter Fabrik versteht und 
verstanden wissen will, abgesehen davon, ob dann dies eine juri- 
stisch präcise Definition 8iei oder nicht. Auf jeden Fall ist es 
misslich, dem Kichter die Entscheidung ganz in die Hand zu 
geben, ihn ohne jeden Anhaltspunkt, ohne Hinweisung auf ob- 
jective Kriterien den einzelnen Fall entscheiden zu lassen. Noth- 
wendig touss er ja für den concreten Fall sich doch wieder an 
allgemeine Merkmale halten und so sich dann also das selber 
schaffen, was ihm eigentlich der Gesetzgeber hätte schaffen sollen. 

Juristisch genau wird sich der Begriff „Fabrik" kaum defi- 
niren lassen; es fällt uns deshalb auch nicht ein, hier etwa eine 
Definition zu versuchen, wir haben nur auf die Wege hinzu- 
weisen, welche mehr oder weniger sicher und vollständig zu die- 
sem Ziele führen. 

Neben dem Fabrikbetrieb haben wir noch das Handwerk 
und die Hausindustrie als gewerbliche Thätigkeiten, die sich mit 
Bearbeitung und Verarbeitung beweglicher Sachen befassen. 

Die letztere lässt sich von den beiden andern leicht aus- 
scheiden als diejenige Thätigkeit, die sich auf den Hausbedarf 
des Unternehmers beschränkt. Es würde uns also zur Definition 
des Begriffes „Fabrik** führen die Hervorhebung derjenigen Merk- 
male, durch welche sich diese von dem Handwerk unterscheidet 
und die Sache wäre höchst einfach, wenn wir eine zulängliche 
Definition des Begriffes „Handwerk** hätten, wenn der Umfang 
des Handwerksbetriebes bestimmte Grenzen hätte; denn da wo 
der Handwerksbetrieb aufhört, fängt der Fabrikbetrieb an. 

Unterscheidungen wie solche, dass der Handwerker mehr 
mit der Hand, der Fabrikarbeiter vorherrschend mechanisch, an 
und mit Maschinen arbeite, jener alle verschiedenen einzelnen 
Bestandtheile eines Erzeugnisses herstelle und auch selber zu 
einem Ganzen vereinige, dieser aber mit Erstellung nur einer 
bestimmten Klasse von Bestandtheilen ausschliesslich beschäftigt 
sei, also sich mit Andern in die Arbeit theile ; Unterscheidungen 
ferner, dass der Handwerker nur auf Bestellung, der Fabrikunter- 
nehmer aber auf Vorrath arbeite, dort der Meister persönlich 

2 
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mithelfe, hier der Fabrikherr nur dirigire, solche Unterscheidungen 
führen natürlich nicht zu einer befriedigenden Lösung unserer 
Frage. 

Die Grenze zwischen Fabrik und Handwerk kann auch 
nicht in der kaufmännischen Art des Betriebes liegen ; denn ebenso 
gut, wie ein Fabrikant Kaufmann und ein Handwerker Nicht- 
Kaufmann sein kann, kann auch umgekehrt einmal ein Fabrikant 
Nicht-Kaufmann und ein Handwerker Kaufmann sein. 

Sehr nahe liegend möchte eine Unterscheidung darnach 
scheinen, ob eine gewerbliche Anstalt Dampfkraft in ihrem Dienste 
hat oder nicht, nahe liegend wegen der eigenthümlichen Gefähr- 
lichkeit des Dampfbetriebes. Aber auch diese Unterscheidung 
ist nicht ausreichend; denn ausser dem Dampf werden auch 
Wasser, Wind u. s. w. als treibende Kräfte benutzt, die alle 
ebenso gefährlich werden können, wie die Wirkung der Dampf- 
kraft. 

Goldschmidt in seinem Handbuch für Handelsrecht pag. 367 
sagt: 

„Es ist eine irgend genaue Fixirung der Grenzlinie so we- 
nig zwischen Gross- und Kleinhandel, wie zwischen Fabrik und 
Handwerk principiell durchführbar. Grosshändler und Fabrikant 
sind mit grossen Mitteln, auch fremdem Kapital und fremder Ar- 
beitskraft — Credit und Arbeitstheilung sind reich entwickelt — 
für das allgemeine Bedürfniss, daher meist für den grössern und 
weitern Absatz thätig — Kleinhändler und Handwerker sind mit 
geringern Mitteln, meist persönlichem Capital und persönlicher, 
oder doch wenig fremder Arbeitskraft für das individuelle Be- 
dürfniss, daher meist nur für den geringern, localbeschränkten 
Absatz thätig .... Der Handwerker pflegt im Kleinen, gewöhn- 
lich auf Bestellung zu arbeiten — der Fabrikant im Grossen und 
gewöhnlich auf Vorrath, doch arbeitet auch umgekehrt der 
Handwerker auf Vorrath und der Fabrikant nur auf Bestellung. 
Beim Handwerk wiegt die persönliche Arbeitskraft vor, daher 
der Unternehmer (Meister) nicht allein die Oberleitung führt, 
sondern persönlich unter seinen Gehülfen (Gesellen, Lehrlingen) 
mit älnlichen Werkzeugen — blosse Bew^affnung oder Ersatz 
einzelner menschlicher GHedmassen — arbeitet; — der Fabrikant 
hingegen beschränkt sich meist auf die Oberleitung, welche ihn 
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Tollkommen beschäftigt, und unter ihm stehen in der Regel unter- 
geordnete Arbeiter, welche mit Hülfe von Maschinen — zur 
freien Benutzung der Naturkräfte geeignetere, künstlichere Ar- 
Ibeitsmittel — die unmittelbare Ausführung bewirken . . . Der 
^Jegensatz zwischen Handwerk und Fabrik ist durch die Fort- 
schritte der Naturwissenschaften und die darauf gegründeten Er- 
findungen der Neuzeit in hohem Grade gesteigert." 

V. Hahn ^ verweist auf den Sprachgebrauch. Der Richter 
iverde sich bei der Begriffsbestimmung zunächst an diesen zu 
halten haben und zwar habe er, wo dieser mit etwaigen gesetz- 
lichen Bestimmungen im Widerspruch stehen sollte, dem Sprach- 
gebrauch nach Analogie des Art. 11 des H.-G.-B. den Vorzug 
einzuräumen. Dass damit wenig oder gar nichts erreicht ist, 
sehen wir sofort, wenn wir uns erinnern, wie viele gewerbliche 
Anlagen, obschon sie unzweifelhaft Fabriken sind, doch nicht so 
genannt werden, z. B. Eisengiessereien, Dampf-Schreinereien etc. 

Die Unnwglichkeit einer präcisen Definition des Begriffes 
^Fabrik," die Schwierigkeit femer, eine genaue Grenze zwischen 
Fabrik- und Handwerkbetrieb zu ziehen, haben vielfach die Ge- 
setzgeber — so namentlich auch cantonale Gesetzgebungen in 
der Schweiz — veranlasst, zu einem formellen Unterschied zwi- 
schen Fabrik und Handwerk ihre Zuflucht zu nehmen und die 
Zahl der Arbeiter zum maassgebenden Kriterium der Unter- 
scheidung zu stempeln. 

Man hat auch (so namentlich englische Gesetze *) um einer 
Definition auszuweichen, diejenigen Anlagen, welche als Fabriken 
im Sinne des Gesetzes gelten sollen, speciell aufgezählt. 

Der deutsche Gesetzgeber hat keinen dieser Wege einge- 
schlagen; er hat, wie schon erwähnt, auch keine Definition des 
Begriffes Fabrik aufgestellt. Die Verhandlungen über das Haft- 
pflicht-Gesetz führen nur zu dem negativen Resultat : ^ - 

„Dass der Begriff weder beschränkt werden darf auf solche 
Fabriken, welche durch Anwendung von Dampfkesseln, Trieb- 
werken etc. besonders gefährlich sind, noch erweitert werden 

^ Kommentar zum allgemeinen deutschen Handelsgesetzb. I., p. 30. 
^ Cf. auch : das Zürcher. Gesetz hetr. das Verhältniss der Fabnkarbeiter 
^on 1859. Off. S., Bd. XII., p. 225. 
3 Cf. Eger, a. a. 0., p. 163. 
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darf auf irgend welche andere Anlagen, wenn sie auch in Rück- 
sieht auf Betriebsgefährlichkeit den Fabriken gleich zu stellea 
wären." 

Entgegen den Ausführungen des Abgeordneten Lasker, dass 
die Ausdehnung auf andere gewerbliche Anlagen, auf Dampf- 
kessel und Triebwerke wegen völliger Gleichheit des innem 
Grundes, d. h* wegen der allen gemeinsamen grossen Gefähr- 
lichkeit eine nothwendige Ergänzung sei, bestätigte hiemach der 
Reichstag durch die dem Regierungsvorschlage entsprechende, 
zusatzlose Annahme des Ausdrucks „Fabrik**, dass § 2 lediglich 
auf die unter diesen Begriff fallenden Anlagen Anwendung finden, 
jede andere, nicht den Character einer Fabrik tragende, gewerb- 
liche Anlage aber selbst bei gleicher Gefährlichkeit unbedingt 
ausgeschlossen sein solle. Hiernach steht so viel fest, dass die 
Betriebsgefährlichkeit einer gewerblichen Anlage nicht das ent- 
scheidende Kriterium für die Anwendung des § 2 ist, vielmehr 
dafür zunächst und vor allem die Merkmale des Begriffes „Fabrik*' 
zutreffen müssen und sodann erst die eigenthümliche Gefährlich- 
keit der betreffenden Fabrikanlage in Betracht kommt. 

Den Begriff „Fabrik" aber zu bestimmen, ist 
dem richterlichen Ermessen überlassen. ** 

Anders in unserm Gesetze betreffend die Arbeit in den 
Fabriken. Hier findet sich eine Definition des Begriffes Fabrik ; 
sie lautet in Art. 1 des oben schon erwähnten Entwurfs des 
Bundesrathes zum Fabrikgesetz: 

„Als Fabrik, auf welche gegenwärtiges Gesetz 
Anwendung findet, ist jede gewerbliche Anstalt zu 
betrachten, in welcher gleichzeitig und regelmässig eine 
Mehrzahl von Arbeitern ausserhalb ihrer Wohnungen 
in geschlossenen Räumen beschäftigt wird" 
mit der Motivirung : ^ 

„Die Definition ist diejenige, welche sich in der Mehrzahl 
der bisherigen kantonalen Fabrikgesetze . findet und welche sich 
verbunden mit einer Vorschrift im Sinne des zweiten Satzes * für 



* Botsch. zum Entwurf, B. B. 1875, Bd. IV., p. 933. 

* Lautend im bundesräthl. Entwurf: „Wenn Zweifel waltet, 
ob eine gewerbliche Anstalt als Fabrik zu betrachten sei, so steht darüber 
der endgültige Entscheid dem Bundesrathe zu.*^ 
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tlie Praxis als ausreichend erwiesen hat. Diese cantonalen De- 
finitionen weichen lediglieh in Bezug auf das Moment der Arbeiter- 
^ahl von einander ab. Aargau sagt: ^mehr als zehn Arbeiter", 
Schaffhausen, Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Zürich (in dem Ent- 
wurf eines Gewerbegesetzes): „eine grössere Anzahl von Ar- 
"beitem**, St. Gallen (in dem Entwurf eines Fabrikpolizeigesetzes) : 
„mehrere Arbeiter**, Glarus: „Arbeiter**. Der Entwurf schlägt 
vor, zu sagen: „eine Mehrzahl von Arbeitern". 

Dieses Moment in Verbindung mit den andern deckt das- 
jenige, was man gewöhnlich unter Fabrik versteht ; freilich nicht 
in so scharfer Begrenzung, dass nicht unter Umständen Zweifel 
entstehen könnte, ob eine gewerbliche Anstalt als Fabrik zu be- 
trachten sei. Es sind dies Ausnahmsfälle, die durch besondern 
Entscheid der Administrativbehörde werden erledigt werden, in 
letzter Instanz durch den Bundesrath, welcher über eine gleich- 
massige Anwendung des Gesetzes in den Kantonen zu wachen 
hat." 

Diese Definition wurde dann auch beibehalten. 

Es Hesse sich ohne Zweifel mit Erfolg streiten über ihre 
Richtigkeit und Zulänglichkeit; es wurde auch wirklich versucht 
iti den Berathungen an dieser Passung derselben zu rütteln und 
namentlich die Beschränkung auf „geschlossene Räume" wurde 
angefochten. 

Eine Untersuchung über diese Frage ginge jedoch über den 
Rahmen unserer Arbeit hinaus. Soviel aber glauben wir con- 
statiren zu dürfen, dass, wie wir schon am Eingang dieses Ab- 
schnittes sagten, es immer besser ist, eine Definition aufzustellen, 
an die sich der urtheilende Richter halten kann und muss, als 
die Entscheidung ganz der subjectiven Meinung und Laune des 
Richters anheimzugeben. 



Im Gesetz vom 23. März 1^77: ,*Wenn Zweifel waltet, ob eine 
industrielle Anstalt als Fabrik ztt betrachten sei, so steht darüber nach Ein- 
holung eines Berichts der Eantonsregierung der endgültige Entscheid dem 
Bundesrathe zu. 
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3. Verschiedene äussere Stellung der beiden Gesetxe^ 

Wenn Avir .die Gesetzesbestimmungen, welche unserer Be- 
trachtung zu Grunde liegen, einander gegenüberstellen, so fällt 
uns sofort ihre verschiedene äussere Stellung in's Auge. 

Was unser Gesetz anbelangt, so ist Art. 5 Bestandtheil des- 
Bundesgesetzes, das die Arbeit in den Fabriken betrifft, eines 
Gesetzes, das also ausser der Haftpflicht aus Fabrikbetrieb bei 
Tödtungen und Körperverletzungen noch ganz andere Materien 
beschlägt. 

Dasselbe handelt in seinem I. Titel „Allgemeine Bestim- 
mungen*', ausser von der Haftbarkeit bei Verletzungen und 
Tödtungen : von den bau- und sanitätspolizeilichen Anforderungen 
an die Fabriken, von den Fabrikordnungen, von Kündigung und 
Lohnauszahlung, von der Dauer der regelmässigen Arbeitszeit 
und von der Nachtarbeit, sowie von der Arbeit an Sonn- und 
Festtagen ; der II. Titel enthält besondere Vorschriften über die 
Beschäftigung von Frauen in Fabriken ; der III. Titel solche be- 
treffend die Beschäftigung von minderjährigen Arbeitern in Fab- 
riken; im IV. Titel finden sich VoUziehungs- und Stratbestim- 
mungen und im V. Titel endlich die Sehlussbestimmungen. 

Wir haben uns bei diesem weitern Inhalt des Gesetze» 
betreffend die Arbeit in den Fabriken nicht länger aufzuhalten. 

Im deutschen Gesetze ist neben der Haftpflicht aus Fabrik- 
betrieb in ganz übereinstimmender Weise (§ 2) die Haftpflicht 
normirt für Verletzungen und Tödtungen, die beim Betrieb von 
Bergwerken, Steinbrüchen, Gräbereien (Gruben) vorkommen. 

Ausserdem aber findet sich in diesem Gesetze (§1) eine- 
Regelung der Verbindlichkeit der Betriebsunternehmer von Eisen- 
bahnen bei Verletzungen und Tödtungen, die beim Betrieb der 
Eisenbahn erfolgen. 

Diese Haftpflicht (§ 1) ist, wie wir schon in der Einleitung 
andeuteten, eine viel weiter gehende als diejenige aus Fabrik- 
betrieb (§ 2). 

Nach § 1 des deutschen Haftpflichtgesetzes haftet, wenn bei 
dem Betrieb einer Eisenbahn ein Mensch getödtet oder körper- 
lich verletzt wird, der Betriebsunternehmer für den dadurch ent- 
standenen Schaden unmittelbar und unbedingt, sofern er nicht 
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beweist, dass der Unfall durch höhere Gewalt oder durch eigenes 
Verschulden des Getödteten oder Verletzten verursacht ist. 

Wir haben später auf diese Schadenersatzpflicht zu ver- 
weisen, desshalb rechtfertigt sich ein kurzes Verweilen dabei. 

Es ist dies die denkbar weitest ausgedehnte Haftung; die 
blosse Thatsache, dass ein Mensch beim Betrieb der Eisenbahn 
getödtet öder körperlich verletzt worden ist, begründet dieselbe. 
Es kommt gar nicht darauf an, ob die Schädigung von Seiten 
der Eisenbahn überhaupt eine verschuldete ist, oder wenn ver- 
schuldet, wer sie verschuldet hat, der Betriebsunternehmer selbst, 
seine Bevollmächtigten, Angestellten, Arbeiter u. s. f. Es ist 
auch gleichgültig, in was für einem Verhältniss der Geschädigte 
zur Eisenbahn stand, in contractlichem oder aussercontractlichem, 
ob er also Angestellter derselben war, ob Fahrgast, ob unbe- 
theiligter Dritter — ein Mensch sagt das Gesetz einfach. 

Selbst dann, wenn nachweislich den Unternehmer kein Ver- 
schulden trifft, sondern der Schaden lediglich durch Zufall ver- 
ursacht wurde, wird die Entschädigungspflicht existent. Einzig 
der Nachweis der höhern Gewalt oder des eigenen Verschuldens 
des Getödteten oder Verletzten befreit den Unternehmer von der 
Verpflichtung zum Schadenersatz. 

Der Geschädigte hat lediglich nachzuweisen, dass die Ver- 
letzung in causalem Zusammenhang steht mit dem Betrieb der 
Eisenbahn, ist diese Thatsache nachgewiesen, so — sagt das 
Gesetz — ist die Ersatzpflicht des Unternehmers begründet, er 
beweise denn die höhere Gewalt oder das eigene Verschulden des 
Geschädigten. 

Es bedarf nicht der Präsumtion eines Delictes oder Quasi- 
delictes, die Haftpflicht stützt sich einfach auf dieses Gesetz, sie 
ist obligatio ex lege. 

Woher — fragen wir uiis unwillkürlich — kommt dieser 
Unterschied der Haftpflicht aus § 1 und derjenigen aus § 2, der 
Unterschied der Haftpflicht der Eisenbahnen und derjenigen aus 
dem Betrieb von Bergwerken, Fabriken etc.? In den Motiven 
des Gesetzentwurfes und in den Reichstagsverhandlungen sind 
dafür die verschiedenartigsten Gründe angeführt worden. Es war 
darnach namentlich die Rücksicht auf den Bergbau, welche diese 
verschiedene Regelung der Haftpflicht veranlasste. 
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^Die weitere Ausdehnung der Haftpflicht der Eisenbahnen 
gegenüber derjenigen der Bergwerke u. s. w. hänge zusammen 
mit dem Betriebsmonopol der erstem, einer solchen Vergünsti- 
gung müsse auch eine grössere Leistung entsprechen. Sodann 
wird auf die grössere Gefährlichkeit des Betriebs der Bahnen 
verwiesen, welche weite Strecken ohne vollständigen Abschluss 
gegen den öflfentlichen Verkehr umfassen, zahlreiche öflfentliche 
Wege durchschneiden, bewegliche Dampfmaschinen und gewaltige 
Naturkräfte in ihrem Dienste verwenden. Ferner motivirt man 
die grössere Entschädigungspflicht mit der grössern Entschädi- 
gungsfähigkeit : dieser grossen und ertragreichen Transportan- 
stalten, für deren bedeutende Mittel selbst die erheblichsten 
Schadenersatzleistungen kaum nennenswerth ins Gewicht fielen. 
Es wurde weiter angeführt, dass die Entwickelnng der Technik 
bei dem Eisenbahnbetrieb einen ungleich höhern Grad erlangt 
habe, als beim Bergbau, so dass fast durchweg bei strenger Be- 
obachtung der gemachten Erfahrungen und der gegebenen Vor- 
schriften Unfälle vermieden werden können. Man dürfe ferner 
die Verantwortlichkeit der Bergwerksbetreiber nach der Natur 
des Bergwerksbetriebs füglich nicht weiter ausdehnen, als die 
Möglichkeit einer Controle bei der Auswahl des zu verwendenden 
Personals und Materials reiche und diese sei bei der grossen 
Zahl der im Bergbau meistentheils unterirdisch beschäftigten 
Arbeiter und der Mannigfaltigkeit ihrer Beschäftigungsarten äus- 
serst schwierig. Es ergebe sich daraus aber auch weiter, dass 
jeder Bergmann in die Arbeit bereits mit dem vollen 
Bewusstsein der Gefahren eintrete, welche aus der 
Mitarbeit zahlreicher Genossen ihm erwachsen 
können und dass er hiefür schon bei Uebemahme der Arbeit 
in der Lohnforderung ein entsprechendes Aequivalent suche. 
Diese Gefahren seien aber zum Theil von elementaren Gewalten 
abhängig, die Niemand beherrschen könne und selbst ein weit 
höherer Grad technischer Entwicklung, als der bestehende, nicht 
vermeidlich erscheinen lasse. 

Stichhaltig sind auf jeden Fall diese Gründe nicht alle. 



* Cf. Eger, a. a. O. Einl., p. XXXII. 
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Mancher wird — namentlich im Hinblick auf die so sehr 
vermehrte Concurrenz — bezweifeln, ob das Monopol der Bahnen 
wirklich von solcher Bedeutung sei. ^ Auch steht nicht so ohne 
weiteres fest, dass die Gefährlichkeit des Betriebs eines Berg- 
werks und der Arbeit in gewissen Fabriken . so sehr hinter der 
GefährUchkeit des Eisenbahnbetriebs zurückstehe; dass die Ent- 
scbädigungsfahigkeit der Bergwerke, Fabriken etc. gegenüber 
derjenigen der Eisenbahnen, nach der Einträghchkeit dieser ver- 
schiedenen Unternehmungen berechnet, so viel geringer sei. 

Mag auch zugegeben werden müssen, dass speciell im Berg- 
werksbetrieb durch das Einwirken von Elementar- und Natur- 
kräften Gefahren drohen, die schwer zu controliren sind, so 
möchten wir doch die Berechtigung jener Ausführung bezweifeln, 
die eine Verminderung oder Ausschliessung des Ersatzanspruches 
damit begründen und rechtfertigen will, dass der Bergmann in 
die Arbeit eintrete mit dem vollen Bewusstsein der Gefahren, 
die aus der Mitarbeit zahlreicher Genossen ihm erwachsen können, 
als ob der Eisenbahnangestellte, als ob der auf der Eisenbahn 
Fahrende nicht eben so gut die Gefahren kennte, die ihm in 
Folge des Eisenbahnbetriebes zustossen könnten ! — Und warum 
dann den Bergmann, warum den Arbeiter in der Fabrik, welcher 
die Gefahren für Leib und Leben übernimmt, um für sich und 
seine Familie das tägliche Brot zu verdienen, warum dann diesen 
schlechter halten, als den Fahrgast auf der Eisenbahn, der viel- 
leicht eine Vergnügungsreise macht und bei diesem Anlasse sich 
der mit dem Betrieb der Eisenbahnen verbundenen Gefahr aus- 
setzt? 

Die deutsche Gesetzgebung hat sich hier unstreitig eine 
Inconsequenz zu Schulden kommen lassen, eine Inconsequenz, 
welche sie, ausser mit den schon angeführten, gewiss nicht voll- 
ständig befriedigenden Gründen, namentlich damit zu entschul- 
digen sucht, dass für die ausgedehntere Haftpflicht der Eisen- 
bahnen das historische Recht der seit Jahrzehnten bereits be- 
währten preussischen Gesetzgebung^ spreche, während es sich 
auf den in § 2 des Haftpflichtgesetzes berührten Gebieten erst 

' Für die Postanstalten, welche ein Monopol par excellence ausüben, 
bestellt keine ausnahmsweise Haftpflicht! 

^ Gesetz über die Eisenbahnunternehmungen vom 3. Not. 1838 (§ 25). 
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um einen Versuch handle; die Wirkungen dieses Versuchs 
auf wirthschaftlichem Gebiet seien von noch nicht absehbarer 
Tragweite, man habe sie erst abzuwarten, bevor man weiter gehe. 
Wir haben oben darauf hingewiesen, dass wir es mit Spe- 
cial- und Ausnahmegesetzen zu thun haben. Dieser Gesichts- 
punkt kommt hier zu seiner vollsten Geltung. Es Hegt mit den 
erlassenen Gesetzen nicht etwas Fertiges, Definitives vor uns; es 
soll einem schlechten ßechtszustand gesteuert; aber vorläufig 
nicht weiter gegangen werden, als unumgänglich nöthig ist. 



4. Wesentliche Verschiedenheit der beiden Gesetze. 

In dem vorangehenden Abschnitte haben wir hingewiesen 
auf die in § 1 des deutschen Haftpflichtgesetzes nomiirte Haft- 
pflicht der Eisenbahnunternehmer für Tödtungen und Körper- 
verletzungen, die beim Betrieb der Eisenbahn vorkommen und 
haben den Character dieser Haftpflicht als obligatio ex lege her- 
vorgehoben. Es genügt zur Substantiirung des Anspruchs der 
Nachweis, dass eine Beschädigung beim Betriebe eingetreten sei ; 
der schwierige, oft geradezu unmögliche Beweis, dass den Unter- 
nehmer ein Verschulden treffe, sei es in der Auswahl oder Ueber- 
wachung seiner Angestellten und Arbeiter, sei es in der An- 
schaffung und Controle der Betriebsmaterialien, braucht nicht 
erbracht zu werden. Es ist nicht richtig, diesen Beweis deswegen 
für überflüssig zu erklären, weil das Verschulden präsumirt 
werde, wir haben es nicht mit einer Delictsobligation zu thun, 
die Ersatzpflicht ist auch statuirt, wenn der Unfall nachweislich 
nicht durch ein Verschulden, sondern durch Zufall herbeigeführt 
worden ist. 

Nur mit der Einrede der höhern Gewalt oder des eigenen 
Verschuldens des Beschädigten wird der Unternehmer gehört. 

Wir haben ferner darauf hingewiesen, dass und aus welchen 
Gründen man in Deutschland mit dieser Haftpflicht bei den Eisen- 
bahnunternehmungen stehen blieb und sie nicht ausdehnte auf 
die in § 2 des Haftpflichtgesetzes bezeichneten Unternehmungen. 

Hier wurden andere Grundsätze aufgestellt; wir kommen 
zu deren Betrachtung: 
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„Wer ein Bergwerk, einen Steinbruch, eine 
Gräberei (Grube) oder eine Fabrik betreibt, haftet, 
wenn ein Bevollmächtigter, oder ein Repräsentant oder 
eine zur Leitung oder Beaufsichtigung des Betriebs 
oder der Arbeiter angenommene JPerson durch ein 
Verschulden in Ausführung der Dienstverrichtungen 
den Tod oder die Körperverletzung eines Menschen 
herbeigeführt hat, für den dadurch entstandenen 
Schaden''. 
Es genügt demnach hier nicht mehr der einfache Nachweis 
der Thatsache der beim Betrieb eingetretenen Beschädigung, 
sondern es kommt hinzu jener sehr schwierige Nachweis eines Ver- 
schuldens bestimmter Categorien von Angestellten. Der Ersatz- 
anspruch gründet sich auf eine Delictsobligation. Diese ist aller- 
dings in einem weitern Sinne zu nehmen. Das Verschulden der 
in § 2 genannten Vertreter wird dem Unternehmer nicht nur 
zugerechnet, wenn ihm eine culpa in eligendo vel inspieiendo zur 
Last fällt, ^ sondern auch ohne eine solche; der Unternehmer 
haftet unbedingt und direct, nicht blos subsidiär, für das Ver- 
schulden jener in § 2 genannten Categorien seiner Leute, wie 
wenn es sein eigenes wäre, selbst wenn ihm persönlich ein Ver- 
sehen nicht vorgeworfen werden kann. Wir haben es also nicht 
mit einer eigentlichen Delictsobligation zu thun, sondern mit 
einer obligatio quasi ex delicto. 

Es ist zu beachten, dass von einer Haftung des Unterneh- 
mers für Verschulden seiner gewöhnlichen Arbeiter nicht die 
^ Rede ist. Wenn also durch Versehen eines Solchen ein Dritter 
oder ein Mitarbeiter oder Angestellter verletzt oder getödtet wird, 
so begründet dieser Unfall keinen Ersatzanspruch aus § 2 gegen 
den Fabrikbetreiber. ^ Nun liegt aber — dagegen wird sich kaum 
ernstliche Opposition erheben — ein wesentliches Moment der 
eigenthümlichen Gefährlichkeit des Fabrikbetriebes, gegen welche 
das Haftpflichtgesetz einen über die Grenzen des gemeinen Rechts 
hinausgehenden, ausnahmsweisen Schutz gewähren will, gerade 
in dem Umstände, dass eine grössere Anzahl von Arbeitern neben- 



^ Standpunkt des gemeinen Rechts. 

2 Cf. Entschdg. d. R. 0. H. G. 1875, Bd. XIV., p. 196 f. 
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und miteinander beschäftigt sind. Es gibt Functionen, die in 
andern Anstalten in ganz gleicher Weise vorkommen, wie in 
Fabriken, die aber doch nur hier einen besonders gefahrlichen 
Character annehmen und zwar einzig und allein aus dem ange- 
gebenen Grunde. % 

Wir erinnern uns hier unwillkürlich an die oben schon auf- 
geführten Gründe, welche den deutschen Gesetzgeber zu der 
scharfen Trennung der Haftpflicht aus Eisenbahnbetrieb und der- 
jenigen der in § 2 genannten Unternehmungen bestimmten; na- 
mentlich an jene Ausführung, „dass der Bergmann in die Arbeit 
eintrete mit dem vollen Bewusstsein der Gefahren, welche ihm 
aus der Mitarbeit zahlreicher Genossen erwachsen können". Wir 
verweisen auf die dort gemachten Bemerkungen. ^ 

Das französische Recht beantwortet diese Frage in entgegen- 
gesetztem Sinne. Nach Art. 1384 haftet der Dienstherr auch 
für gewöhnliche Arbeiter; er haftet auch für den Schaden, 
welchen ein Arbeiter einem andern zufügt. ^ 

Das schweizerische Recht lernen wir unten kennen. 

Dem § 2 des Haftpflichtgesetzes nachgebildet finden wir in 
Art. 5, lit. a des schweizerischen Bundesgesetzes betreffend die 
Arbeit in den Fabriken, folgende Bestimmung: 

„Der Fabrikant haftet für den entstandenen Scha- 
den, wenn ein Mandatar, Repräsentant, Leiter oder 
Aufseher der Fabrik durch ein Verschulden in Aus- 
übung der Dienstverrichtung Verletzung oder Tod 
eines Angestellten oder Arbeiters herbeiführt". 

Im Unterschied zum deutschen Gesetz, welches die Haft- 
barkeit des Fabrikunternehmers zu Gunsten des gesammten Publi- 
kums statuirt, beschäftigt sich der schweizerische Gesetzgeber nur 
mit der Haftbarkeit des Fabrikanten zu Gunsten seiner Ange- 
stellten und Arbeiter. Wir kommen darauf weiter unten zurück. * 

Im Uebrigen sind die Bestimmungen der beiden Gesetzes- 
stellen ganz dieselben. Wir dürfen uns also für deren Auslegung 
und Anwendung vollkommen an die bezügliche deutsche Theorie 
und Praxis anlehnen. 



* Cf. o., pag. 25 f. 

* Cf. Entschdg. des R. 0. H. G. 1874, Bd. XL, pag. 89—92. 

* Cf. u., pag. 40 f. 
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Dann geht aber das schweizerische Gesetz noch einen Schritt 
weiter und sagt sub lit. b desselben Artikels: 

^Der Fabrikant haftet gleichfalls, wenn, auch 
ohne ein solches specielles Verschulden, durch den 
Betrieb der Fabrik Körperverletzung oder Tod eines 
Arbeiters oder Angestellten herbeigeführt wird, sofern 
er nicht beweist, dass der Unfall durch höhere Ge- 
walt oder eigenes Verschulden des Verletzten oder 
Getödteten erfolgt ist. Fällt dem Verletzten oder Ge- 
tödteten eine Mitschuld zur Last, so wird dadurch die 
Ersatzpflicht des Fabrikanten angemessen reducirf. 
Der Entwurf des Bundesrathes enthielt (in AI. 1 des Art. 4) ^ 
betreifend den Umfang der Haftpflicht nur diese in lit. b des 
Art. 5 aufgenommene Bestimmung; und es characterisirte sich 
also darnach die Haftpflicht aus Fabrikbetrieb, wie diejenige aus 
Eisenbahnbetrieb, als obligatio ex^ lege. Eine besondere Fest- 
stellung der Haftung des Unternehmers für Verschulden gewisser 
Classen von Angestellten, wie sie in ht. a enthalten ist, wurde 
eingeschoben durch Beschluss des Ständerathes vom 22. December 
1876 auf Antrag seiner Commission (Mehrheit und Minderheit) 
vom 27. October 1876. ^ 

Wenn wir im Verlauf unserer Arbeit schon angedeutet 
haben, dass die für die Eisenbahnunternehmungen statuirte Haft- 
pflicht die denkbar äussersten Grenzen erreiche und nun hier die 
in lit. b normirte Haftpflicht aus Pabrikbetrieb an die Seite der- 
jenigen der Eisenbahnen stellen, so werden wir in erster Linie 
nach dem Verhältniss der sub lit. a einer- und b anderseits sich 
findenden Bestimmungen fragen müssen; denn es möchte uns ja 
scheinen, jene seien überflüssig, wenn diese einen solchen Um- 
fang haben. Wir werden zunächst die Haftpflicht der Eisen- 
bahnen vergleichen mit der sub lit. b normirten Haftpflicht und 
kommen sodann auf obige Frage nach dem Verhältnisse der sub 
a und sub b enthaltenen Bestimmungen zu sprechen. 

Die Haftpflicht aus Fabrikbetrieb, wie sie in Art. 5,, lit. a 
und b des Fabrikgesetzes statuirt ist, präsentirt sich uns also, 



* Bundes-Blatt 1875, pag. 575. 

* Bundes-Blatt 1876, Bd. IV., pag. 225. 
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wie wir soeben gesehen haben, einmal als Delictsobligation, und 
zwar eine in dem Sinne erweiterte Delictsobligation, dass das 
Verschulden der im Gesetze genannten Angestellten gleiche 
Wirkung hat, wie wenn es ein Verschulden des Unternehmers 
selbst wäre, d. h. dass diese Angestellten und der Unternehmer 
gleichsam Eine Person bilden und der letztere in Folge Ver- 
schuldens jener Leute ersatzpflichtig ist, auch wenn ihn kein 
Versehen bei ihrer Auswahl oder Beaufsichtigung trifft. 

Sodann ist sub lit. b eine Ersatzpflicht aus Pabrikbetrieb 
enthalten, welche zu ihrer Substantiirung ein Verschulden nicht 
erfordert : der Anspruch ist fundirt, wenn die Thatsache der Be- 
schädigung durch den Betrieb erwiesen und dem Unternehmer 
die Geltendmachung der Einrede höherer Gewalt oder eigenen 
Verschuldens des Beschädigten nicht möglich ist. 

Damit ist aber die im Wesentlichen gleiche Haft- 
pflicht, wie sie in der Schweiz beim Betrieb der Eisenhahn- und 
Dampfschifffahrtunternehmungen und in Deutschland beim Betrieb 
der Eisenbahnen sanctionirt ist, ausgedehnt auf den Fabrikbetrieb. 
Der schweizerische Gesetzgeber hat hier denjenigen Schritt ge*- 
than, vor welchem der deutsche Gesetzgeber aus wirthschaftlichen 
Rücksichten und Bedenken zurückschreckte. 

Allein diese Ausdehnung ist nicht so unbedingt und unbe- 
schränkt, wie es auf den ersten Blick scheinen möchte; wir 
begegnen sofort Einschränkungen. Der Bundesrath sagt in seiner 
Botschaft an die Bundesversammlung betreft'end den Gesetzes- 
entwurf über die Arbeit in den Fabriken, ^ indem er hinweist 
auf Art. 2 des Bundesgesetzes betreffend die Haftpflicht der 
Eisenbahn- und Dampfschifffahrtunternehmungen bei Tödtungen 
und Verletzungen: 

;,Die Hauptmodification, welche die Haftbarkeit des Fabrik- 
unternehmers gegenüber derjenigen der Eisenbahn-Gesellschaft 
nicht unwesentlich mildert, ist in den Worten enthalten „durch 
den Betrieb", im Gegensatz zu der Bestimmung „bei dem Be- 
trieb *"» Es ist damit von vorneherein erklärt, dass Körperver- 
letzungen und Tödtungen von Arbeitern, die durch andere Ur- 
sachen, als durch den Betrieb der Fabrik selbst veranlasst oder 



' Bundes-Blatt 1875, Bd. lY., pag. 938. 
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herbeigeführt worden, eine Haftbarkeit des Fabrikbesitzers nicht 
zur Folge haben. Um diese herbeizuführen, ist nothwendig, 
dass die Verletzung oder Tödtung des Arbeiters in der Fabrik 
(selbstverständlich im weitesten Sinne des Wortes) während des 
Betriebs derselben und durch etwas, was zum Betrieb gehört, 
herbeigeführt worden sei. In diesem Fall ist der Fabrikbesitzer 
für den dadurch entstandenen Schaden verantwortlich und haft- 
bar, wofern er nicht beweist, dass der Unfall durch eigenes Ver- 
schulden des Gretödteten oder Verletzten erfolgt ist. ^ Der Fabrik- 
besitzer kann sich gegenüber dem Verletzten oder gegenüber den 
Rechtsnachfolgern des Getödteten nicht liberiren durch die Be- 
rufung darauf, dass er von der Schadhaftigkeit der Maschine 
nichts gewusst habe, dass ihm der Zustand des Dampfkessels 
unbekannt gewesen sei, dass der oder jener Angestellte seine 
Pflicht nicht erfüllt habe, sondern ausschliesslich durch den Nach- 
weis eigenen Verschuldens von Seiten des Getödteten oder Ver- 
letzten". 

Der Bundesrath gibt durch diese Ausführungen deutlich zu 
erkennen, dass, wenn er auch eine der Haftpflicht aus Eisen- 
bahnbetrieb analoge Haftpflicht der Fabrikunternehmer für Tödt- 
ungen und Körperverletzungen aufstellen will, er doch keineswegs 
beabsichtigt, den Umfang der letztern demjenigen der erstem 
entsprechend auszudehnen; im Gegentheil, er will eine einge- 
schränktere Haftung der Fabrikunternehmer und diese Ein- 
schränkung will er andeuten mit der Bezeichnung „durch den 
Betrieb" gegenüber dem Ausdruck „bei dem Betrieb". 

Die Unterscheidung zwischen den Bezeichnungen „durch 
den Betrieb" und „bei dem Betrieb", welche hier der Bundes- 
rath aufstellt, ist unstreitig richtig in dem Sinne, dass mit der 
Wendung „durch den Betrieb" der ganz direct und unmittel- 
bare Zusammenhang zwischen dem „Betrieb" und der „Schä- 
digung" in höherm Maasse angedeutet ist, als mit dem Ausdruck 
„bei dem Betrieb". Aber auch abgesehen davon, dass die Rich- 
tigkeit einer solchen Unterscheidung kaum angefochten werden 
wird, sind wir einer weitern Untersuchung dieser Frage schon 
desshalb enthoben, weil sich ja der Gesetzgeber deutlich aus- 



•* Der Entwurf spricht noch nicht von höherer Gewalt. 
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spricht, dass er jener Bezeichnung „durch den Betrieb** eine ein- 
geschränktere Bedeutung beilegen will, als derjenigen „bei dem 
Betrieb*'. Es ist in den Verhandlungen über das Fabrikgesetz 
dieser Auffassung des Bundesrathes nicht widersprochen worden. 

Was den Begriff „Betrieb** im allgemeinen anbelangt, so ist 
darüber schon viel gestritten worden und wird noch viel gestrit- 
ten werden. 

Seine Interpretation ist für eine richtige Auslegung der 
Bestimmungen unserer Gesetze über die ausnahmsweise Haft- 
pflicht der Eisenbahnen, Fabriken u. s. f. bei Tödtungen und 
Körperverletzungen von allergrösster Wichtigkeit. 

In seinem umfassendsten Sinne, in der Bedeutung „Gesammt- 
betrieb**, so dass alles, was irgendwie dazu gehören und damit 
zusammenhängen kann, mitgerechnet wird, also auch z. B. die 
Bureau-Arbeiten, überhaupt die ganze Verwaltung einer Eisen- 
bahn-Unternehmung öder einer Fabrik : in diesem Sinn kann der 
Begriff hier unmöglich verstanden werden ; es wäre eine solche 
Auslegung ganz gewiss dem Sinn und Geist des Gesetzes zuwider. 

Es fragt sich also, wie weit der Begriff von seiner allge- 
meinsten Bedeutung abweichen soll und darf, wie weit er einge- 
schränkt werden muss, um dem Willen des Gesetzgebers zu ent- 
sprechen. Darauf kann uns die richtige Antwort einzig aus der 
ratio legis werden. 

Erinnern wir uns an die Motive zu unsern Gesetzen, so war 
es die besondere Gefährlichkeit der Arbeit in den Fabriken etc., 
die besondere Gefährlichkeit des Betriebs der Eisenbahnen, welche 
ein Abweichen von den gemeinrechtlichen Grundsätzen nothwen- 
dig machte und dem Bedürfniss einer besondern Regelung der 
Haftpflicht dieser Unternehmungen bei Tödtungen und Verletz- 
ungen rief. 

Es muss also entsprechend der ratio legis der Begriff „Be- 
trieb** eingeschränkt werden auf den Begriff des eigenthümlich 
gefährlichen Betriebes der Eisenbahnen resp. der Fabriken. 

Es gehören demnach Unglücksfälle, die herbeigeführt werden 
durch Vorrichtungen und Functionen, welche in andern Gewerben 
als in Fabriken in ganz gleicher Weise und mit demselben Grade 
von Gefährlichkeit vorkommen, nicht unter das Gesetz betreffend 
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die besondere Haftpflicht aus Fabrikbötrieb. Eg^r ^ stellt diese 
Behauptung auf und vertheidigt seine Ansicht ganz energisch: 
^dass es »ich nur um den eigenthümlich gefahrlichen Gewerbs- 
betrieb der in § 2 bezeichneten Anlagen handle/ Wir verwei- 
sen auf seine Ausführungen, deren Riehtigkeit wir ohne all6 
Bedenken anerkennen, wenn wir streng und stricte die rcdio legis 
in's Auge fassen. 

Nun ist ''öS allerdings nicht die Geföhrlichkeit allein, welche 
als ratio legis aufgeführt wird — wir haben diesen Punkt auch 
schon berührt — sondern es sind noch andere Gesichtspunkte 
hervorgehoben worden, so namentlich der Gedanke an das Mo*- 
nopol, die Araekuranzidee etc. Wenn wir auch bezüglich des 
Eisenbahnbetriebs nicht in Abrede stellen können, dass solche 
Motive mitgewirkt haben zur Statuirung einer ganz besonders 
strengen und weitgehenden Haftpflicht, so glauben wir doch nicht 
allzusehr Gewicht davauf legen zu müssen und so viel als sicher 
annehmen zu dürfen, dass es in allererster Linie doch immer 
wieder die Gefährlichkeit dieser Unternehmungen ist, welche 
eine besondere, von den gemeinrechtlichen Principien abweichende 
Normirung der Haftpflicht bei Tödtungen und Körperverletzungen 
noth wendig machte und es wäre also — da ja diese Gefährlich- 
keit beim Eisenbahnbetrieb nicht wohl ohne weiteres als eine 
grössere angesehen werden kann — principiell eine ganz gleiche 
Haftpflicht der Eisenbahnen und der Fabriken anzunehmen. 

Allein die Gesetzgebung wollte nicht so weit gehen. 

Für den deutschen Gesetzgeber war zudem, wie wir oben 
schon ausführten *, die Statuirung einer besondern Haftpflicht der 
Eisenbahnuntemehmungen nichts Neues, sondern auf einem grossen 
Gebiete Deutschlands bereits seit langer Zeitbestehend, während 
man bezüglich der Fabriken und der andern in § 2 des Haft- 
pflichtgesetzes genannten Gewerbe ein ganz neues Gebiet betrat. 
Er begnügte sich desshalb für den Fabrikbetrieb mit der in § 2 
statuirten Haftpflicht, einer Bestimmung, welche den Fabrikmiter- 
nehmer für Verschulden einer bestimmten Kategorie seiner An- 
gestellten direct haftbar erklärt. 



^ A. a. O., p. 175 (cf. p. 11 flf.) 
^ Cf. o. pag. 25, Anna. 2. 
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Der schweizerische Gesetegeber nahm diese Bestimmuag 
auf, fügte dann aber sub lit. b. des Art. 5 des Gesetzes betref- 
fend die Arbeit in den Fabriken die weitere bei, dass der Fa- 
brikant ebenfalls hafte, wenn, auch ohne ein solches speeielles 
VerschUilden durch den Betrieb der Fabrik Körperverletzung oder 
Tod eines Arbeiters oder Angestellten herbeigeführt wird. 

Damit kommt er nun allerdings derjenigen Haftpflicht sehr 
nahe, wie sie normirt ist in«§ 1 des deutschen Haftpöichtgesetzes 
und in Art. 2 des Bundesgesetzes betreffend die Haftpflicht der 
Eisenbahn- und Dampfschifffahrtunternehmungen bei Tödtungen 
und Verletzungen ; aber er will doch deren vollen Umfang nicht 
erreichen. Er verlangt einen unmittelbaren Zusammenhang zwi- 
schen dem der Fabrik eigenthümlichen Betrieb und der Schädi- 
gung; daher seine einschränkende Interpretation des Ausdruckes 
,, durch den Betrieb'' gegenüber „bei dem Betrieb." 

Dass er von einer völligen Gleichstellung absah, dazu mag 
nicht wenig beigetragen haben die damals bereits vorliegende 
Rechtsprechung des Beichs - Oberhandelsgerichts. Hatte dieses 
auch bezüglich der Auslegung des Begriffes „Betrieb" ziemlich 
conseqnent an dem eigenthümlich gefährlichen Betrieb festgehal- 
ten und nur aus diesem eine Haftpflicht abgeleitet, so wich es 
doch in einigen Urtheilen von dieser Auffassung ab und erklärt 
einen mittelbaren Causalnexus zwischen „dem Betrieb" und „dem 
Unfall" für die Entstehung der Haftpflicht als hinreichende Un- 
terlage. ^ 

Diese deutUche Tendenz der möglichst weiten Ausdehnung 
des Begriffes „Betrieb" auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens 
veranlasste den schweizerischen Bundesrath zu einer ausdrückr 
liehen Einschränkung desselben auf dem Gebiete der Fabrikge- 
setzgebung. 

Hier kann es unbedingt keinem Zweifel unterliegen, dass 
unter Betrieb nur der eigenthümlich gefährliche Betrieb der Fa- 
briken gemeint ist ; der Gedanke eines Monopols, oder die Asse- 
curanzidee kommen auf jeden Fall hier, wenn wir auch ihren 
Einfluss auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens anerkennen, nicht 
zur Geltung. 

^ Cf. namentlich die Entscheidg. des R. 0. H. G. v. 19. Dec. 1873, 
Bd. XII, pag. 164. 
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Alle Tödtungen und VerletzuBgen, welche „durch den Be- 
trieb**, d. h. eben durch den der Fabrik eigenthümlichen, gefähr- 
lichen Betrieb herbeigeföbrt werden, fallen unter dieses Gesetz, 
wenn nicht der Unfall durch höhere Gewalt verursacht wurde, 
^der den Beschädigten eigenes Verschulden triflSt. — Zum eigen- 
thümlichen Betrieb der Fabrik gehört nun aber auch, das Arbeiten 
in Gemeinschaft mit zahlreichen Mitarbeitern — darin liegt ja 
eines der Hauptmomente des Begriffes „Fabrik* nach der gesetz- 
lichen Definition. Unfälle die aus diesem Umstände entspringen, 
fallen also auch unter das Gesetz und es liegt somit hierin das 
Oorrectiv jener Bestimmungen in § 2 des deutschen und sub lit. 
a unseres Gesetzes, welche eine Haftung des Unternehmers zwar 
anerkennen für Verletzungen und Tödtungen, die durch das Ver- 
ischulden einer bestimmten Kategorie von Angestellten, nicht aber 
für Verletzungen und Tödtungbn, die durch das Verschulden 
«ines Mitarbeiters herbeigeführt werden. ^ 

Wie nun aber einerseits unter dieses Gesetz fallen alle 
U^nfälle, welche durch den gefährlichen Betrieb der Fabrik ver- 
ursacht werden, so fallen anderseits darunter auch nur die durch 
den gefährlichen Betrieb herijeigeflihrten Unfälle. Nicht für alle 
Beschädigungen, welche in einer Fabrik vorkommen, d. h. inner- 
halb der localen Grenzen einer Fabrik, haftet der Unternehmer, 
sondern es ist ein unmittelbarer Causalzusammenhang zwischen 
dem Unfall und dem Betrieb erforderlich. Solche Unfälle, welchö* 
in ganz gleicher Weise auch in andern, nicht als Fabriken 
im Sinne des Gesetzes zu betrachtenden. Anstalten sich ereignen 
können, sind nicht als „durch den Betrieb** herbeigeführt anzu- 
sehen. Es wäre gewiss ungerecht, die gleiche Verletzung bei 
ider gleichen Arbeitsverrichtung, ohne dass ein Unterschied in der 
Gefahr, welche den Unfall herbeigeführt hat, existirt, nur des- 
wegen anders zu behandeln, weil sie das eine Mal innerhalb der 
localen Grenzen der Fabrik, das andere Mal aber ausserhalb der- 
selben — vielleicht gerade nebenan — vorkommt. 

Es ist eine aufwärts bekannte Thatsache, dass z. B. im 
Handwerksbetrieb es genug Manipulationen und Functionen gibt, 
die recht gefahrlich sind und recht eigentlich eine besondere Haft- 



» Cf. 0. p. 27 ff. 
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pflicht erforderten — ; dass aber trotzdem Yerletzungen, die bei 
dieser gefährlichen Arbeit im Handwerksbetrieb vorkommen, kei- 
nen Anspruch aus dem Gesetz betreffend die besondere Haft- 
pflicht aus Fabrikbetrieb gewähren, ist von vorneherein klar. Esr 
wäre nun aber ganz falsch, diese gleichen Unfälle dann nacb 
dem Ausnahmegesetz zu beurtheilen, wefnn sie zuß.llig einmal 
in einer Fabrik vorkommen ; blosse Gleichzeitigkeit, oder blosse» 
locales Zusammtreffen des Betriebes und des Unfalles ist uner- 
heblich. Es muss unbedingt ein Causalzusammenhang zwischen 
dem eigenthümhchen Betrieb und dem Un&Ue vorliegen, dasr 
verlangt die ratio legis. Wir haben es^ mit einem Ausnahme- 
gesetz zu thun, welches durchaus nicht über den Willen de» 
Gesetzgebers hinaus ausgedehnt werden darf. 

Ein interessantes Beispiel zur Iflustrirung und Beleuchtung^ 
der eben gemachten Auseinandersetzungen bietet ein Fall, welcher 
vom Reichs - Oberhandelsgericht entschieden wurde (Band XV.,, 
pag. 92 der Entscheidungen). 

„Kläger ist in der Maschinenwerkstätte der Verklagten als 
Werkstätteatbeiter (Schlosser) bei einer ihm vom Werkmeister 
aufgetragenen Arbeit durch einen ihm ih^s Auge springenden 
Eisensplitter verletzt worden." 

Der deutsche Bichter hat einfach zu untersuchen, ob der 
Unfall durch ein Verschulden einer der in § 2 des Haftpflicht- 
gesetzes genannten Personen in Ausführung der Dienstverrich- 
tung herbeigeführt wurde. Wenn ja, so haftet der Fabrikant; 
ist dagegen ein solches Verschulden nicht -nachgewiesen, so- ist 
er nicht ersatzpflichtig. Im vprliegenden Falle entscheidet da» 
Beichs-Oberhandelsgericht : • . 

„ . . . . Kläger .... ist gelernter Schlosser, hat bereits Jahre^« 
lang vor dem fraglichen Unfälle als Schlosser in dar Maschinen- 
werkstätte der Verklagten gearbeitet und für einen geschickten 
und verständigen Arbeiter gegolten. Dem Kläger ist also unbe- 
denklich zuzutrauen, dass ihm die mögliche Gefahr der ihm hier 
übertragenen Arbeit nicht fremd war; es ist ihm seinen eigenen 
Angaben nach nicht unbekannt gewesen, dass bei solchen Arbeiten 
Eisensplitter abspringen können und bereits wirklich in frühern 
Fällen abgesprungen sind und andere Arbeiter verletzt haben. 
Dem Werkmeister kann nicht zugemuthet werden, solchen Ar- 
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Leitern, welchen er die nöthige eigene Sachkunde zuzutrauen 
berechtigt ist, bei der Uebertragung so einfacher Arbeiten, wie 
die vorliegende war, über die möglicherweise eintretenden Gefahren 
und die dagegen anzuwendenden Yorsichtsmaassregeln eine um- 
fassende Belehrung zu erthmlen; die Unterlassung einer solchen 
Belehrung ist ihm daher auch nicht als Verschulden zuzurechnen." 

Der schweizerische Richter hätte neben dieser Frage, ob 
ein Verschulden der sub. lit. a des Art. 5 bezeichneten Ange- 
stellten vorliege, wodurch die Haftpflicht des Fabrikanten begrün- 
det würde, noch die andere aufzuwerfen, ob nicht vielleicht der 
Unfall, ohne ein solches Verschulden, „durch den Betrieb" her- 
beigeführt worden sei? — Nun gibt es freilich Arbeitsverrich- 
tungen, wie Meissein, Hämmern etc., bei welchen Eisensplitter 
abspringen können, nicht nur in den Fabriken, sondern auch bei 
jedem Schlosser, Schmied u. s. w. im Handwerkbetrieb. Es wäre 
also an sich die Gefahr nicht eine besondere, dem Fabrikbetrieb 
eigenthümliche ; der dadurch herbeigeführte Unfall nicht ein „durch 
den Betrieb", d. h. durch den eigenthümlichen, gefahrlichen Be- 
trieb der Fabrik, im Sinne der sub lit. b verlangten engen Fas- 
sung dieses Ausdrucks, herbeigeführter — ; aber es kann hier 
noch ein anderes Moment in's Gewicht fallen. 

Während es nach deutschem Rechte unerheblich ist, ob 
der Unfall etwa durch ein Verschulden eines Mitarbeiters her- 
beigeführt wurde — der Fabrikunternehmer haftet in diesem Falle 
nicht — kann dies nach schweizerischem Recht entscheidend wer- 
den. Denken wir uns, der\ Verletzte hat seine Arbeit verrichtet 
neben einer grossen Zahl Yon Mitarbeitern an demselben Gegen- 
stand, wie es ja der^ Fabrikbetrieb mit sich bringt, oder doch 
wenigstens im gleichen,, vielleix^bt engen Baum, wo vor und neben 
ihm Andere ebenfalls beschäftigt waren und der Splitter traf ihn 
in Folge ungeschickten Benehmens eines solchen Mitarbeiters: 
Wir würden in diesem. Falle ohne Bedenken den Unternehmer 
haftbar erklären; denn es ist der Unfall „durch den Betrieb" 
veranlasst; das Gefahrliche des Betriebes besteht eben in der 
Mitarbeit zahlreicher Genossen. 

Aber auch nur in diesem Falle ist die Haftpflicht des Fa- 
brikanten begründet; hat der Beschädigte allein, abgeschlossen 
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yon den Andern, gearbeitet, so ist er auch mit seinem auf lit. \> 
gestützten Ansprüche abzuweisen. 

Die vom Gesetzgeber verlangte enge Interpretation der Wen- 
dung ,, durch den Betrieb^ gibt uns auch den Schlüssel zur Be* 
antwortung der oben aufgeworfenen Frage nach dem Verhältnisse^ 
in welchem die Bestimmungen sub lit a und sub lit. b des Art. 5 
zu einander stehen. Wir haben gefunden, dass die Haftpflicht,, 
wie sie sub lit. b statuirt ist, der Haftpflicht der Eisenbahnen 
sehr nahe kommt. Da wir nun die letztere als eine sehr strenge 
und weitgehende kennen gelernt haben, möchte vielleicht im 
ersten Moment angenommen werden, die sub a enthaltene Bestim- 
mung sei ohne alle Bedeutung, weil ja das sub b Gesagte auf 
jeden Fall das sub a- Gesagte in volvire. 

Dem ist nun aber nicht so. Die sub lit. b des Art. 5 nor- 
mirte Haftpflicht aus Fabrikbetrieb präsentirt sich uns, wie die- 
jenige aus Eisenbahnbetrieb bei Tödtungen und Verletzungen als 
obligatio ex lege. Es brauchen der Verletzte oder die Hinterbhe- 
benen des Getödteten, um ihrem Anspruch auf Schadenersatz ein 
Fundament zu schaffen, nicht ein Verschulden * nachzuweisen ; es 
genügt, wenn dargethan werden kann, dass der Unfall „durch 
den Betrieb" herbeigeführt ist, d. h. dass ei^ Causalzusammen- 
hang besteht zwischen dem Betrieb der Fabrik und dem Unfall. 
Ist dieser Nachweis geleistet, so ist die Ha'ftpflichtigkeit des Un- 
fernehmers festgestellt, falls er nicht die Einrede höherer Gewalt 
oder eigenen Verschuldens des Beschädigten mit Erfolg geltend 
macht. Selbst wenn nachweisslich kein Verschulden vorliegt, 
sondern dad Unglück' durch einen' Zufall herbeigeführt wurde^ 
haftet der Ütifemehmer. 

Sub lit. a findet sich eine aridere ' Bestimmung über die 
Haftpflicht aus Fabrikbetrieb. Sie' begründet den Anspruch auf 
Ersatz ganz in gleicher Weise, wie § 2 des deutschen Reichs- 
haftpflichtgesetzes aus einer Deliötsobll^atiön; Damit die Ersatz- 
pflicht existent werde, muss das ViBrschuMöh 'eines Mandatars, 
Repräsentanten, Leiters oder Atifseherö nachgewiesen werden. 

Unstreitig sind bei Bestinimung der Haftbarkeit des Fabrik- 
herrn sub lit. b die Grenzen, welche für die Haftbarkeit sub a 
gezogen sind, weit überschritten ; ^b aber dadurch das sub a 
Gesagte nun ganz überflussig werde, ist eine andere Frage. 
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Wir wisB€n, dass der Umfang der Haftpflicht im engsten 
Zusammenhang steht mit der Auslegung des Begriffes ^ Betrieb^. 
Diede ist bezüglich der Haftpflicht aus Fabrikbetrieb nach lit. b 
eine viel engere als in den Gesetzen betreffend die Haftpflicht 
der Eisenbahnen bei Tödtungen und Verletzungen. Ueber diese 
engsten Schranken des „Betriebs*', wie sie der Gesetzgeber für 
die Bestimmung sub b ' Torachreibt, sind wir bei der Bestimmung 
8ub a hinaus. Selbstveratändlieh müssen wir auch hier einen 
Causalzusammenhang zwischen dem Unfall und dem gefährlichen 
Betrieb der Fabrik verlangen zur Begründung eines. Ersatzan- 
spruches; allein es ist doch nicht mehr jener directe und ganz 
unmittelbare, sondern es genügt hier auch ein mittelbarer Zusam- 
menhang, wie er in den schweizerischen und deutschen Gesetzen 
betreffend die Haftpflicht der Eisenbahnen in der Wendung „bei 
dem Betrieb" Hegt. Diese weitere Fassung des Begriffes „Be- 
trieb" für die Bestimmung sub a bringt es mit sich, dass,' wenn 
auch im allgemeinen der Umfang der Haftpflicht nach lit. b ein 
viel weiterer ist, es doch specieUe Fälle geben kann, in denen 
man nach den Bestimmungen sub lit a mit einem Ersatzanspruch 
durchdringt, während nach lit. b derselbe kaum begründet wer- 
den könnte. Es kann eine Verletzung oder Tödtung vorkommen 
bei x\jbeiten und Verriebtungen, die unmöglich unter de« Begriff 
„Betrieb" in jenem engen SSnn,- den der Gesetzgeber der iW'en* 
düng „durch den Betrieb*' beilegt, subsumirt werden- könnten, 
für die. abef doeh, wenn sie durch ein Verschulden einer der 
sub a genannten Personen in Ausübung der Dienstverrichiung 
herbeigeführt . worden sind, der Unternehmer haftbar gemacht 
wird.' Es sind dies Unfälle, welche — um uns der vom Gesetz- 
geber • so streag unterschiedenen Ausdrücke zu bedienen, wohl 
,^bei dem Betriebe" stattgeflinden haben, aber nicht „durch den 
Betrieb^* herbdgeführt worden sind. Eine solche directe Haftung 
des Fabrikanten für Verletzungen und Tödtungen^ die durch seine 
sub a aufgeführten Leute verschuldet werden, erscheint uns auch 
vollkommen geredktfertifgt,' wenn wdr auf der einen Seite die 
Stelltttig der Arbeiter gegenüber diesen Vertretern des Dienst- 
herrn, auf der andern Seite das Verhältniss des Dienstberm zu 
diesen Leuten in's Auge fassen. 

Strenger Gehorsam und strenge Unterordnung werden ver- 
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langt, der Arbeiter hat sich den ÄnordnuBgen und Dispositionen 
seiner Uebergebenen unbedingt zu fügen, ihren Weisungen und 
Befehlen ohne weiteres Folge zu leisten. Auf der andern Seite 
fällt eine genaue Controle und Beaufisichtigung der in lit. a ge- 
nannten Perisonen dem Unternehmer durchaus nicht schwer. 

Wenn wir — um auf die Vergleichung der deutschen und 
schweizerischen Gesetzesbestimmungen zurückzukommen — ? das 
Verhältniss des Umfangs der Haftpflicht aus > Pabrikbetrieb nach 
schweizerischem zu demjenigen nach deutschem Gesetz äusserlich 
darstellen sollten, so möchten wir es etwa damit thiln, dass wir 
den schweizerischen Bestimmungen einen Platz anweisen zwischen 
§ 1 und § 2 des deutschen Beichshaftpflichtgesetzes. Sie gehen 
nicht so weit wie diejenigen des § 1 betreffend die Haftung aus 
Eisenbahnbetrieb, gehen aber weiter als die in § 2 enthaltenen 
Bestimmungen. 

Ein Unterschied der beiden Gesetze, den wir auch schon 
berührt haben, liegt darin, dass der deutsche Gesetzgeber die 
exceptioneUe Haftpflicht eingeführt hat zu Gunsten des' gesammten 
Publikums, der schweizerische nur im Interesse der Arbeiter und 
Angestellten des Fabrikanten. 

Die Erklärung dafür ist einfach. Das Beichs-Haftpfliefat- 
gesetz wurde erlassen, um einem allgemeinen dringenden Be- 
dürfniss der Zeit zu genügen. Die Portschritte auf industriellem 
Gebiete hatten Verhältnisse geerchaffen, welche eine Aenderung 
der gemeinrechtlichen Bestimmungen über die Yerpflichtung zum 
Schadenersatz angesichts der zahlreichen Unfälle, die sich auf 
diesem Gebiet ereignen, unabweislich erforderten. Es zeigte sich, 
dass der Betrieb gewisser Unternehmungen; wie namentlich Eisen- 
bahnen, Bergwerke, Fabriken u. s. w., Gefahren im Gefolge 
habe, welche einen weitgehenden Schutz nöthig machen. Diese 
Gefahren sind aber vorhanden nicht nnr für die bei den betref- 
fenden Unternehniungen Angestellten oder sonst mit ihnen in 
contractlichem Verhältniss Stehenden, sondern auch für Dritte in 
ganz gleicher Weise ; also ist auch eine Ausdehnung des Schutzes 
gegen die Folgen dieser Gefahren auf Alle in gleicher Weise 
durchaus gerechtfertigt. 

Der schweizerische Gesetzgeber stand auf einem andern 
Standpunkt. Die Haftpfliehtsfrage trat an ihn heran neben einer 
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ganzen Beihe anderer Fragen, welche er im Getetz betreffend 
die Arbeit in den Fabriken zu beantworten hatte. Dieses Gesetz 
aber hatte den Zweek und die Aufgabe, speciell die Verhältnisse 
der Fabrikarbeiter zu ordnen, für einen gehörigen Schutz der- 
selben gegenüber der Ausbeutung durch die Fabrikherren bedacht 
zu sein und hiefür die geeigneten Bestimmungen zu erlassen. 
Das ganze Gesetz hat in erster Linie die Interessen der Arbeiter 
im Auge, also haben auch die einzelnen Bestimmungen desselben 
nicht über diesen Gesichtspunkt hinauszugehen« 

Für die Losung einier schwierigen Frage, nämlich der Frage, 
wie zu entscheiden sei in Fällen -eines concurrirenden Verschul- 
dens des Geschädigten, gibt die schweizerische Gesetzgebung 
einen Anhaltspunkt im letzten Satz sub lit. b des Art. 5: 

„Fällt dem Verletzten oder Getödteten eine Mitschuld zur 
Last, so wird dadurch die Ersatzpflicht des Fabrikanten ange- 
messen reducirt". 

Das deutsche Gesetz beschäftigt sich mit dieser Frage nicht. 
Der gemeinrechtliche Grundsatz wäre der, dass bei concurrirender 
Schuld des Beschädigten die Verbindlichkeit zur Entschädigung 
wegfiele. Doch dieses Princip ist vom Standpunkt des Haft- 
pflichtgesetzes aus nicht als- gültig anzuerkennen ; die deutsche 
Litteratur und Praxis kommen zu dem Resultat, dass zwischen 
dem Verschulden des Unternehmer» und demjenigen des Ver- 
letzten oder Getödteten abzuwägen und* auszugleichen und dar- 
nach die Höbe der Entschädigung zu bestimmen sei. ^ 

Wie die oben erwähnte Beschränkung der Haftpflicht aus 
Fabrikbetrieb auf die Verletzungen und Tödtungen der Ange- 
stellten und Arbeiter hängt die sub lit. d, Art. 5 des 
schweizerischen Gesetzes enthaltene Bestimmung mit dem Um- 
stand zusammen, dass der genannte Artikel Bestandtheil eines 
speciell im Interesse des ' Arbeiterstandes erlassenen Gesetzes ist, 
das nicht nur die Haftpflicht, sondern die Verhältnisse der Ar- 
beiter gegenüber den Arbeitgebern in Fabriken überhaupt nach 
den yerschiedensten Gesichtspunkten zu ordnen hat. Der Bundes- 
rath wird darnach diejenigen Industrien bezeichnen, die erwie- 



* Cf. Eger a. a. 0. p. 225 f. p. 134 f. Entschdg. des R. 0. H. G., 
Bd. XVI., p. 111 f. ; Bd. XX., p. 135 f. 
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senermaBsen und ausschliesslich bestimmte gefahrliche Krankheiten 
erzeogeii) auf welche die Haftpflicht auszudehneu ist. 

Art. 5, lit. c des schweizerischen und § 8 des deutschen 
Gesetzes enthalten die Bestimmungen daxüber, wann die Ersatz* 
ansprüche verjähren. Als Verjährungsfrist setzen beide Gesetze 
2 Jahre fest; dieselbe läuft nach schweizerischem Recht ^von 
dem Tage an, an welchem die Verletzung oder Tödtung statt- 
gefunden hat^, nach deutschem „vom Tage des Unfalles an; 
gegen denjenigen, welchem der Getödtete Unterhalt zu gewähren 
hatte (§ 3, N. 1), beginnt die Verjährung mit dem Todestage**. 

Noch findet sich in Art. 4 des schweizerischen Fabrikge« 
setzes eine Bestimmung, welche wir wenigstens zu citiren haben. 
yfDev Fabrikbesitzer ist verpflichtet, von jeder in seiner Fabrik 
vorgekommenen erheblichen Körperverletzung oder Tödtung so- 
fort der competenten Loealbehörde Anzeige zu: machen. Diese 
hat über die Ursachen und Folgen des Unfalls eine amtliche 
Untersuchung einzuleiten und der Kantonsregierung davon Kennt- 
niss zu geben ^. 

Damit hätten wir die positiven Bestimmungen, die sich in 
unserm schweizerischen „Gesetze betreifend die Arbeit in den 
Fabriken^ über die Haftpflicht aus Fabriken bei Verletzungen 
und Tödtungen finden, erschöpft. 

Im Uebrigen urtheilt, bis zum Erlass eines definitiven 
Bundesgesetzed betrefiond die Haftpflicht aus Fabrikbetrieb ^ der 
competente Bichter über die Schadenersatzfrage, unter Würdigung 
aller Verhältnisse, nach freiem Ermessen. 

Diese Entbindung des Richters von den strengen Begelo 
einer gesetzlichen Beweistheorie bei Beurtheilung der auf unsere 
Haftpflichtgea^tze basirten Ansprüche^ ist von grösster Wichtig- 
tigkeit. Die nämliche Bestimmung ist auch im Beichshaftpfllcht^ 
gesetz enthalten. Alinea 1 des §6 lautet: 

„Das Gericht hat tiber die Wahrheit der that- 
säcblichen Behaüptungeti unter Berücksichtigung des 
•■gesaimmten Inhalts der Verhandlungen nach freier 
Ueberzeugung zü entscheiden^. 



* Cf. 0. sub II. 1, pag. 15. 
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Es waren nicht; nur Mängel in materiell*rechtlicher, sondern 
auch in processualer Beziehung, die den besprochenen Ausnahme- 
gesetzen riefen, wie wir oben in dem Abschnitt über die Motive 
zu unsern Gesetzen gesehen haben. ^ Es kommt das freie Er- 
messen des Richters in den mannigfachsten Begehungen zu seiner 
Geltung und ist von ganz eminenter Bedeutung. Abgesehen von 
dem Begriff „Fabrik", dessen Feststellung nach deutschem Ge- 
setz dem Richter überlassen ist, sind es namentlich die Begriffe 
„Betrieb", „höhere Gewalt" und „eigenes Verschulden", welche 
immer und immer wieder Gegenstand der Besprechung sein wer- 
den. Auch über die Höhe des Schadens,* sowie darüber, ob, 
in welcher Art und in welcher Höhe Sicherheit zu bestellen ist, 
hat das Gericht unter Würdigung aller Umstände nach freiem 
Ermessen zu erkennen. 

Ohne diese Sanctionirung des freien richterlichen Ermessens 
wären die materiell-rechtlichen Bestimmungen unserer Gesetze ^ 
nicht im Stande, den üebelständen, zu deren Ausgleichung sie 
erlassen sind, genügend abzuhelfen; ja in vielen Fällen wären 
isie geradezu illusorisch. 

Es erübrigt uns noch, der Vollständigkeit halber, auf die 
weitern Bestimmungen des deutschen Gesetzes aufmerksam zu 
machen. Dieselben lassen sich kurz zusammenfassen. 

§ 3 setzt den Umfang der Schadenersatzleistung fest im 
Falle der Tödtung und im Falle der Körperverletzung. Nicht 
nur für den effectiven Nachtheil, welchen der Geschädigte erleidet 
(damnum emergens)^ kann er Schadenersatz verlangen, sondern 
sein Ersatzanspruch erstreckt «ich auf das ganze Interesse (Iticrum 
cessans). Auch sollen die Hinterbliebenen, deren Unterhaltung 
dem Getödteten obgelegen hatte, vollen Ersatz beanspruchen 
können alles dessen, was sie durch den Unfall verloren haben. 

§ 4 trifft Bestimmungen für den Fall, dass der Geschädigte 
unter Mitleistung von Prämien oder andern Beiträgen durch den 
Betriebsuntemehmer versichert war. 

§ 5 nimmt dem Unternehmer das Recht, die Vol*schriften 
dieses Gesetzes im Voraus durch Verträge auszuschliessen oder 



^ Cf. 0., pag. 12 f. 

^ Cf. § 7 des Reiohs*Haftpflichtgesetze8. 
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zu beschranken und erklärt alle Abmachungen dieser Art für 
rechtlich bedeutungs- und wirkungslos. 

§ 9 setzt fest, dass die Bestimmungen der Landesgesetze/ 
nach welchen, ausser den in diesem Gesetz vorgesehenen Fällen' 
der Unternehmer einer in den §§ 1 und 2 bezeichneten Anlage 
oder eine andere Person, insbesondere wegen eines eigenen Ver- 
schuldens für den bei dem Betriebe der Anlage durch Tödtung 
oder Körperverletzung eines Menschen entstandenen Schaden 
haftet, unberührt bleiben sollen. 

Die Vorschriften der §§ 3, 4, 6, 7, 8 finden auch in diesen 
Fällen Anwendung, jedoch unbeschadet derjenigen Bestimmungen 
der Landesgesetze, welche dem Beschädigten einen hohem Er- 
satzanspruch gewähren. 

§ 10 endlich statuirt für die auf Grund des Reichsgesetzes 
angehobenen Processe die Competenz des Reichsoberhandels- 
gerichts. 



* Es kommt hier namentlich der Code civil in Betracht. Cf. c, p. 
27 f., p. 35. 



III. Schluss. 



Die im Vorstehenden versuchte Vergleiehung der die Haft- 
pflicht aus Fabrikbetrieb bei Tödtungen und Körperverletzungen 
normirenden Gesetzesbestimmungen in der Schweiz und in Deutsch^ 
land hat uns — um einen kurzen Rückblick auf das Ganze zu 
werfen — zu folgenden Resultaten geführt: 

Beiderorts sollten die zu erlassenden Bestimmungen einem 
dringenden Bedürfniss abhelfen. Trotzdem die Vorarbeiten für 
die Codification des gesammten Obligationenrechts bereits im Gange 
waren, oder doch in sicherer Aussicht standen, konnte mit dem 
Erlass besonderer Haftpflichtgesetze nicht zugewartet werden. 
Sie characterisiren sich als Ausnahmsgesetze. 

In Deutschland und in der Schweiz war es nicht die Haft- 
pflicht aus Pabrikbetrieb allein, welche diesen Ausnahmegesetzen 
rief. 

Dort wurde im Reichs -Haftpflicht -Gesetz neben der Haft- 
pflicht der Fabriken auch diejenige der Eisenbahnen, der Berg- 
werk-, Steinbruch- und Gräberei (Gruben-)- Betreiber geregelt. 

Bei uns bilden die Bestimmungen über die Haftpflicht aus 
Fabrikbetrieb einen Bestandtheil des Gesetzes, welches die Arbeit 
in den Fabriken überhaupt betrifft. 

Bezüglich der Natur und des Umfangs der statuirten Haft- 
pflicht stimmen die beiden Gesetze nicht überein. 

Das deutsche Recht gründet den Ersatzanspruch auf eine 
Delictsobligation ; nur wenn ein Verschulden eines Bevollmäch- 
tigten, Repräsentanten, Leiters oder Aufsehers in Ausübung der 
Dienstverrichtung nachgewiesen ist, haftet der Fabrikunternehmer 
für den entstandenen Schaden; für Verschulden seiner Arbeiter 
haftet er nicht. 
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Das schweizerische Gesetz geht weiter. Ausser dieser Haf- 
tung »des deutschen Gesetzes anerkennt es eine Haftpflicht des 
Fabrikanten auch dann, wenn, ohne dass ein solches Verschulden 
nachgewiesen ist, „durch den Betrieb** der Fabrik Tod oder 
Körperverletzung eines Angestellten oder Arbeiters herbeigeführt 
wird. Es ist dies eine an die Haftpflicht der Eisenbahnen nahe 
herankommende Haftpflicht, nicht so ausgedehnt, aber ebenfalls 
obligatio ex lege. 

Die definitive und allgemeine Lösung der hier auf einem 
besondern Gebiet aufgeworfenen Frage wird uns ein schweizeri- 
sches Obligationenrecht bringen. 

Möge die mühsame Arbeit der Redaktoren desselben die 
verdiente Anerkennung ernten und das schöne Werk bald seine 
guten Früchte tragen! 



Thesen. 



1. Die Haftpflicht aus Fabrikbetrieb bei Tödtungen und Körper- 
verletzungen nach § 2 des deutschen Reichs-Haftpflichtge- 
setzes ist immer Delictsobligation, nach Art. 5 des schweizer- 
ischen Fabrikgesetzes Delictsobligation oder obligatio ex lege. 

2. Die bekannte Theorie des dominium utile und dominium 
directum ist durchaus zu verwerfen. 

3. Expropriation ist kein Zwangskauf. 

4. Die Beallast ist als Ganzes ein dingliches, bezüglich der 
einzelnen Leistungen ein persönliches Recht. 

5. Der Begriff der Nothwehr ist dadurch nicht ausgeschlossen, 
dass zum Zwecke der Abwehr eines drohenden Verbrechens 
ein Angriff geschieht. 

6. Die öeschwornengerichte sind ein für die Rechtsprechung 
überflüssiges Institut. 

7. Es gibt keine subjectlosen Rechte. 

8. Es ist unrichtig, von einem Asyl-Recht zu sprechen. 






